
Das öffentliche schweizerische Unternehmen Azienda Elettrica Ticinese (AET) 
verlangt vor einem internationalen Schiedsgericht eine Entschädigung für den 
deutschen Kohleausstieg. Das Unternehmen hält Anteile an einem deutschen 
Kohlekraftwerk, das wegen des Kohleausstiegs seinen Betrieb einstellen wird. 
Der Fall steht exemplarisch für den Versuch, die Öffentlichkeit mit Hilfe einer 
Schiedsgerichtsklage für fossile Fehlinvestitionen zahlen zu lassen.

 → In einer Kampagne gegen die Beteili­
gung der AET an dem Kohlekraftwerk stell­
ten zivilgesellschaftliche Organisationen die 
wirtschaftlichen Risiken des Projekts heraus. 
Diese Bedenken wurden von der AET über­
gangen ‒ und traten dann nach Inbetrieb­
nahme des Kraftwerks genau so ein. Das 
Kraftwerk hat seit seinem Bau jedes Jahr 
Verluste eingefahren. Die AET verlangt also 
Entschädigung für eine Anlage, die defizi­
tär war und das voraussichtlich auch weiter 
bleiben wird.

 → In dem Schiedsverfahren verlangt die 
AET, für hypothetische Einnahmen des 
Kraftwerks bis ins Jahr 2053 entschädigt zu 
werden. Dabei wurde die AET in einem Volks­
entscheid dazu verpflichtet, sich von der Be­
teiligung am Kohlekraftwerk spätestens 2035 
zu trennen. Zudem wird erwartet, dass die 
europäischen Kohlekraftwerke aufgrund des 
steigenden Preises für Emissionszertifikate 

bereits in den 2030er Jahren aus dem Markt 
scheiden werden. Mit der Klage versucht die 
AET also, Gewinne zu erzielen, die sie in der 
Realität nicht generieren können wird.

 → Ein Erfolg der AET in dem Verfahren 
würde die Architektur des deutschen Koh­
leausstiegs in Frage stellen und könnte zu 
weiteren Klagen vor Schiedsgerichten durch 
Kohleunternehmen führen. Der Fall steht 
beispielhaft für die Gefahr, die von Klagen 
vor internationalen Schiedsgerichten für die 
Energiewende und für öffentliche Haushalte 
ausgehen.

Staaten wie Deutschland und die Schweiz 
müssen unbedingt aus Investitionsschutz-
abkommen austreten, die Klagen wie die der 
AET ermöglichen. Nur so können die erheb­
lichen Risiken für die Klimapolitik und öffent­
liche Kassen, die von den Schiedsgerichten 
ausgehen, beseitigt werden.

Gefährlicher Präzedenzfall 
Wie eine Schiedsgerichtsklage den deutschen 
Kohleausstieg gefährdet
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einleitung: Klimaschutz auf der anklagebank
Im Oktober 2023 reichte die Azienda Elettri-
ca Ticinese Klage unter dem Energiecharta-
Vertrag (s. Box 1) gegen die Bundes republik 
Deutschland ein. Seit März 2024 tagt ein 
Schiedsgericht zu dem Fall – zusammen­
gesetzt aus drei privaten Schiedsrichtern. Es 
wird entscheiden, ob die Azienda Elettrica Ti­
cinese aus Steuermitteln für den deutschen 
Kohleausstieg entschädigt werden muss. Bri­
sant ist dabei, dass ein schweizerisches Unter­
nehmen in öffentlicher Hand gegen einen 

zentralen Baustein der deutschen Abkehr 
von der fossilen Stromerzeugung vorgeht. 
Sollte diese Klage erfolgreich sein, wäre dies 
ein gefährlicher Präzedenzfall, der andere 
Unternehmen ermutigen könnte, gegen den 
Kohleausstieg in Deutschland und in ande­
ren Ländern vorzugehen. Dieses Kurzbriefing 
erläutert die Hintergründe der Klage und er­
klärt warum Investitionsschiedsklagen für die 
Energiewende so gefährlich sind.

Kontroverse Beteiligung an einem  
umstrittenen Kohlekraftwerk
Die Azienda Elettrica Ticinese (AET) ist ein 
schweizerisches Energieunternehmen, voll-
ständig im Eigentum des Kantons Tessin. Es 
betreibt eine Reihe von Wasserkraftwerken 
und Solarparks in der Schweiz. International 
ist es nur an wenigen Projekten beteiligt, da­
runter ein einziges Kohlekraftwerk: das Trianel 
Steinkohlekraftwerk im nordrhein­westfäli­
schen Lünen. Das Kraftwerk wurde nach einer 
vierjährigen Bauzeit im Jahr 2013 in Betrieb ge­
nommen. Die AET hält knapp 16% daran – die 
restlichen Anteile halten deutsche Stadtwerke 
(79%) und die Salzburg AG aus Österreich (5%).

Der Bau des Kraftwerks und die Beteiligung 
der AET an dem Vorhaben waren von Beginn 
an hoch umstritten. Anwohner*innen protes­
tierten dagegen wegen der erheblichen Kli­
ma­ und Umweltbelastung. Die Betroffenen 
wandten sich auch direkt an die AET, um ihre 
Beteiligung an dem Projekt zu verhindern. Der 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch­
land klagte gegen die Genehmigungen und 
den Betrieb der Anlage. Das Verfahren wurde 
2023 eingestellt, nachdem die Genehmigungs­
behörde den erlaubten Schadstoffausstoß 
nochmals deutlich begrenzt hatte.1

Box 1:  
deutschland und die Schweiz  
im energiecharta-Vertrag
Die Klage der AET findet unter dem 
Energie charta­Vertrag (ECT) statt, einem 
multilater alen Abkommen aus den 1990er 
Jahren, das Investoren vor staatlichen Ein­
griffen im Energie sektor schützt und ih­
nen Zugang zu privaten Schiedsgerichten 
gewährt. Kein anderer Vertrag hat so viele 
Klagen von Inves toren gegen Staaten er­
möglicht wie der ECT. Deutschland wurde 
bereits sechs Mal unter dem ECT verklagt, 
u.a. wegen des Atomausstiegs und wegen 
Umweltauflagen für das Kohlekraftwerk 
Hamburg Moorburg.

Bis vor wenigen Jahren waren alle EU Mit­
gliedstaaten, die EU und eine Reihe von Län­
dern aus Osteuropa, West­ und Zentralasien 
sowie Japan Mitglieder des Vertrags. Nach 
einem unzureichenden Reformprozess des 

ECT entschieden sich eine Reihe von Län­
dern aus dem ECT auszusteigen, darunter 
Deutschland, Frankreich, Polen, Spanien, 
Großbritannien und die EU. Zwar gilt eine 
Verfallsklausel, die Klagen 20 Jahre nach 
dem Ausstieg ermöglicht. Diese könnte aber 
durch ein Zusatzabkommen, das die Klausel 
unter den aussteigenden Parteien für nichtig 
erklärt, entscheidend entschärft werden.10

Die Schweiz hat, im Gegensatz zu den 
europäischen Nachbarn, den ECT bisher 
nicht verlassen. Investoren nutzen Nieder­
lassungen in der Schweiz regelmäßig um 
Schiedsgerichtsklagen unter dem ECT 
anzustrengen. Insgesamt neun Mal wur­
den Klagen aus der Schweiz lanciert, alle 
gegen Mitgliedstaaten der EU und die EU 
selbst. Darunter ist auch die Nord Stream 2 
AG, die von der EU für die Regulierung des 
Gasnetzes eine Entschädigung von bis zu 
acht Mrd Euro vor einem Schiedsgericht 
erstreiten will.11



3Auch in der Schweiz gab es erheblichen Wi­
derstand gegen die Beteiligung der AET an 
dem fossilen Großprojekt. Umweltorganisa­
tionen und Parteien im Tessin kritisierten den 
Einstieg der AET in die fossile Stromerzeu­
gung. In einer Kampagne wiesen sie auf die 
negativen Folgen für das Klima, die Umwelt 
und für Menschenrechte in den Kohleabbau­
ländern wie Kolumbien hin, aus denen das 
Kraftwerk beliefert wird. 

Dabei wurden auch die erheblichen wirt­
schaftlichen Unwägbarkeiten der Investition 
hervorgehoben: Ein absehbar steigender CO2­
Preis, der Ausbau der erneuerbaren Energien 
und fallende Kosten bei deren Erzeugung so­
wie erwartbare politische Richtungswechsel 
in Berlin bedeuteten enorme Risiken für das 
Kraftwerksprojekt und damit auch für die 
AET, so Gegner*innen der Beteiligung.2

Eine im Jahr 2010 im Tessin organisierte 
Volksabstimmung gegen den Einstieg der 
AET in das Kraftwerksprojekt in Lünen ver­
lor die Kampagne nur knapp. Ein im Rahmen 
der Volksabstimmung eingebrachter Gegen­
vorschlag von den im Kanton regierenden 
Parteien, der die AET verpflichtet, sich bis spä­
testens 2035 von der Beteiligung am Kraft­
werk in Lünen zu trennen, setzte sich knapp 
durch.3 Das durch die Abstimmung festge­
legte Ausstiegsdatum liegt somit lediglich 
vier Jahre nach der durch den deutschen 
Kohleausstieg festgelegten Stilllegung und 

lange vor dem Ende der bis 2053 dauern­
den 40­jährigen Laufzeit, für die die AET jetzt 
entschädigt werden möchte.4 Nach der ur­
sprünglichen Planung sollte das Kraftwerk 
also 18 Jahre länger betrieben werden, als sich 
die AET nach dem Ergebnis der Volksabstim­
mung am Kraftwerk beteiligen durfte.

Die Kritiker*innen einer Beteiligung der AET 
an dem Kraftwerk sollten recht behalten: 
Nachdem sich die Baukosten für die Anla­
ge in der Planungsphase von 750 Mio auf 1,4 
Mrd Euro fast verdoppelt hatten,5 schrieb das 
Kraftwerk jedes Jahr seit seiner Inbetriebnah­
me Verluste, insgesamt über 400 Mio Euro.6 
Bereits 2015 beklagte die  Opposition im Kan­
tonsparlament die fehlende Wirtschaftlich­
keit des Projekts und die finanziellen Lasten 
für den Kanton und seine Bürger*innen.7 In­
zwischen geht sie von Gesamtverlusten von 
fast 195 Mio Franken (203 Mio Euro) Verlust al­
leine für die AET in dem Lünener Projekt aus.8 

Der Prüfbericht des Jahresabschlusses 2023 
führt die anhaltenden wirtschaftlichen Prob­
leme des Kraftwerks unter anderem auf den 
hohen CO2­Preis und den starken Zuwachs 
der erneuerbaren Energien zurück, so wie es 
die Kritiker*innen vorhergesagt hatten.9 

Ein Flyer der Kampagne gegen die Beteiligung der 
AET am Kohlekraftwerk für die Volksabstimmung 
im Tessin.

Ein regeneratives AET Kraftwerk im Tessin.

Foto: : Amanda Slater, Wikimedia CC BY-SA 2.0



4 Hintergrund: der deutsche Steinkohleausstieg
Die Klage der AET richtet sich gegen die 
Bestimmungen zum deutschen Steinkoh-
leausstieg. Dieser ist für die Erreichung der 
Klimaziele gemäß dem Pariser Abkommen 
und dem deutschen Klimaschutzgesetz un­
umgänglich. 2018 wurde in Deutschland die  

„Kohlekommission“ einberufen, ein breit auf­
gestelltes Gremium, das Vorschläge für einen 
sozialverträglichen Kohleausstieg erarbeitete. 
2019 empfahl sie einen Ausschreibungsme­
chanismus für die Stilllegung von Kohlekraft­
werken.

Das 2020 verabschiedete Kohleausstiegs­
gesetz regelt, dass zwischen 2020 und 2026 
sieben freiwillige Ausschreibungsrunden 
stattfinden. Kraftwerksbetreiber können dort 
Entschädigungsangebote für die Stilllegung 
ihrer Kraftwerke abgeben. Der Höchstpreis 
sinkt jährlich, um Anreize für eine frühzeitige 
Teilnahme zu schaffen. Betreiber, die einen 
Zuschlag erhalten, müssen ihre Anlagen zu 
einem festgelegten Datum stilllegen, können 
sie jedoch auf alternative Brennstoffe wie Bio­
masse umrüsten.

Ab 2027 werden nicht stillgelegte Anlagen 
ohne Entschädigung nach Altersreihenfolge 
abgeschaltet. Ausnahmen gelten nur, wenn 
ein Kraftwerk für die Versorgungssicherheit 

notwendig ist oder Härtefälle vorliegen. Das 
Ausschreibungsmodell wurde gewählt, um 
kosteneffiziente Kapazitätsreduktionen zu 
erzielen und gleichzeitig den Betreibern eine 
transparente Chance auf Entschädigung zu 
bieten.

Ein Beispiel für die Beteiligung am Ausschrei­
bungsmechanismus ist das Kraftwerk Ham­
burg Moorburg, das 2015 eröffnet und bereits 
2021 gegen die Zahlung einer Entschädigung 
stillgelegt wurde.12 Andere Betreiber, wie das 
Konsortium, das das Trianel Kohlekraftwerk 
Lünen betreibt, entschieden sich gegen eine 
Teilnahme an den Ausschreibungen und setz­
ten auf eine längere Laufzeit bis zur gesetzli­
chen Abschaltung ohne Entschädigung.

Nachträgliche Entschädigungen für Betrei­
ber, die im Rahmen der Ausschreibungen leer 
ausgingen, wie es die AET durch das Schieds­
verfahren versucht, würden die Architektur 
des deutschen Steinkohleausstiegs infrage 
stellen. Mit der Klage könnte der Versuch, den 
Steinkohleausstieg gemäß der deutschen Kli­
maschutzverpflichtungen und tragbar für die 
öffentlichen Kassen zu gestalten, Makulatur 
werden. Wesentlich höhere Kosten für die Öf­
fentlichkeit oder eine Verzögerung des Kohle­
ausstiegs wären möglicherweise die Folge.

Das Trianel Kraftwerk 
wurde 2013 eröffnet.

Foto: Rainer Klute, Flickr, 
CC BY 2.0



5Klagebegründung nicht nachvollziehbar
Trotz der oben beschriebenen Kompen-
sations- und Umrüstungsmöglichkeiten 
begründet die AET ihre Klage mit der feh-
lenden Entschädigung für die Stilllegung 
des Kraftwerks in Lünen. Dass die mögli­
chen Entschädigungen für das Kraftwerk Lü­
nen nicht in Anspruch genommen wurden, 
liegt an den unternehmerischen und be­
triebswirtschaftlichen Entscheidungen der 
Betreiberfirma. Hieraus kann aber keine Ver­
pflichtung des Staates zu einer zusätzlichen 
Möglichkeit einer Entschädigung abgeleitet 
werden.

Die Begründung der AET für ihre Klage – dass 
sie durch ihre Minderheitsbeteiligung die Ent­
scheidungen von Trianel nicht alleine bestim­
men kann – ist nicht überzeugend.13 Denn es 
war die unternehmerische Entscheidung der 
AET, einen Minderheitsanteil an dem Kraft­
werk zu erwerben und damit nicht die allei­
nige Kontrolle über die unternehmerischen 
Entscheidungen zu besitzen.

In ihrer Klageschrift fordert die AET für 
hypothetische Erlöse des Kraftwerks bei 
einem Betrieb bis ins Jahr 2053 entschä­
digt zu werden.14 Diese Forderung entbehrt 
jeglicher energie­ und klimapolitischen 
Grundlage. Zum einen zeigen Modellierun­
gen zur europäischen Klimapolitik und zum 

Emissionshandel, dass die Kohleverstro­
mung in den frühen 2030er Jahren in Europa 
enden wird.15 In anderen Worten: Auch ohne 
den gesetzlich organisierten Kohleausstieg 
werden Kohlekraftwerke voraussichtlich 
durch die zu erwartenden hohen CO2­Zertifi­
katspreise aus dem Markt gedrängt werden, 
ohne dafür eine Entschädigung zu erhalten. 

Zum anderen zeigen Berechnungen, dass 
Europa auch für die Einhaltung des 1,5°C 
Ziels bis 2030 aus der Kohle aussteigen 
müsste.16 Hinzu kommt, dass die AET, wie 
oben beschrieben, in einem Volksentscheid 
bereits verpflichtet wurde, ihre Beteiligung 
am Kraftwerk in Lünen spätestens 2035 auf­
zugeben. Sollte sich die AET mit ihrer Forde­
rung vor dem Schiedsgericht durchsetzen, 
würde sie für hypothetische Einnahmen 
bis ins Jahr 2053 entschädigt, die es unter 
keinem realistischen Szenario hätte geben 
können.

Zudem stellt sich die Frage, ob die AET ihre 
Beteiligung am Trianel Kraftwerk vor dem 
Hintergrund des sich beschleunigenden Kli­
mawandels ausreichend geprüft hat. Die In­
betriebnahme des Kraftwerks fand mehr als 15 
Jahre nach der Annahme des Kyoto­Protokolls 
statt. Der vierte Bericht des Weltklimarats be­
schrieb bereits 2007, lange vor Baubeginn des 

Die Weltbank in 
Washington be-
herbergt das Inter-
nationale Zentrum 
zur Beilegung von 
Investitionsstreitig-
keiten, nach dessen 
Regeln die Klage 
der AET verhandelt 
wird.

Foto: Ajay Sureshm, 
CC BY 2.0 
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Der Kohletagebau 
El Cerrejón in 

Kolumbien steht 
wegen seiner Folgen 

für Umwelt und 
Menschrechte in der 

Kritik. Er beliefert 
auch das Trianel 

Kraftwerk.

Foto: Tanenhaus, Flickr, 
CC BY 2.0
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Trianel­Kraftwerks, die Notwendigkeit von 
schnellen und erheblichen Reduktionen von 
Treibhausgasemissionen. 

Zwei Jahre nachdem das Kraftwerk in Betrieb 
ging, wurde das Pariser Klimaabkommen 
verabschiedet, in dessen Folge Deutschland 
seine CO2­Emissionen erheblich reduzie­
ren muss. Unter Beachtung von klima­ und 
energiepolitischen Überlegungen und Er­
kenntnissen, hätte eine solche Investitions­
entscheidung nicht getroffen werden dürfen.

Dass die AET nun behauptet, dass sie davon 
ausging, das Kraftwerk bis ins Jahr 2053 be­
treiben zu können, wie sie es in der Klage­
schrift vor dem Schiedsgericht anführt, zeugt 
von einem völligen Fehlverständnis der Kli­
mawissenschaft und globaler Treibhausgas­
reduktionsbemühungen. Gleichzeitig stellt es 
den Versuch dar, aus einer klimaschädlichen 
Fehlinvestition mit Hilfe einer Schiedsge­
richtsklage nachträglich entschädigt zu wer­
den ‒ auf Kosten der Öffentlichkeit.

Schiedsverfahren: eine Gefahr  
für die energiewende
Ein Grund für die Klage der AET vor einem 
internationalen Schiedsgericht könnten die 
besonders investorenfreundlichen Bedin-
gungen sein, die diese Verfahren auszeich-
nen (s. Box 2). Sie bieten einseitige Rechte für 
Unternehmen, während andere Faktoren wie 
der Umwelt­ und Klimaschutz in der Regel 

in den Verfahren keine Rolle spielen. Des­
halb sind sie für die Verhandlung von zentra­
len Elementen der Energiewende – wie z.B. 
im vorliegenden Fall die Frage, wie die Kos­
ten des notwendigen Ausstiegs aus fossilen 
Brennstoffen verteilt werden – ungeeignet.

Box 2: Was Schiedsverfahren so gefährlich macht 

Investitionsschiedsverfahren, wie sie unter 
dem Energiecharta­Vertrag und vielen wei­
teren Investitionsschutzabkommen möglich 
sind, bieten Investoren erhebliche Vorteile 
gegenüber ordentlichen Gerichten:

 → Geheimhaltung: Schiedsverfahren sind in 
der Regel nicht öffentlich und erlauben 
fast keine Beteiligung durch Dritte, etwa 
betroffene Anwohner*innen oder Nicht­
regierungsorganisationen. In manchen 
Fällen werden sie sogar komplett geheim 
gehalten, sodass weder ein klagender In­
vestor noch ein beklagter Staat oder die 
Entschädigungssumme öffentlich be­
kannt sind. Bei der Klage der AET werden 
zumindest in Teilen geschwärzte Doku­
mente veröffentlicht.

 → Auswahl der Schiedsrichter*innen: In ei­
nem Investitionsschiedsverfahren wählen 
der klagende Investor und der verklagte 
Staat je eine*n Schiedsrichter*in, auf die 
dritte Person müssen sie sich einigen. Da­
durch ergibt sich für Investoren die Mög­
lichkeit, den Ausgang des Verfahrens 
mitzubestimmen. Zudem sind die Schieds­
richter*innen häufig wirtschaftsfreundliche 
Wirtschaftsanwält*innen, die strittige Fra­
gen zu Gunsten der Investoren auslegen.

 → Vage und weit definierte Eigentums-
rechte: Die Eigentumsrechte, auf die sich 
die Investitionsklagen stützen, sind im ECT 
und den meisten anderen Investitions­
schutzabkommen sehr vage gehalten 
und werden von Schiedsgerichten oft sehr 
weit ausgelegt. Dadurch ist es Investoren 
möglich, in Fällen Entschädigungen einzu­
klagen, in denen dies vor staatlichen Ge­
richten nicht möglich wäre.

 → Höhe der Entschädigungen: Oftmals 
fallen Entschädigungen bei Investitions­
schiedsverfahren höher aus als vor na­
tionalen Gerichten. Denn häufig werden 
entgangene Gewinne in einem Umfang 
entschädigt, der in ordentlichen Rechts­
systemen nicht möglich wäre.

 → Keine Berufungsinstanz: In Schiedsverfah­
ren sind Berufungsmöglichkeiten extrem 
eingeschränkt. So können Staaten Urteile, 
die besonders günstig für Investoren aus­
fallen, nur in Ausnahmefällen anfechten.

 → Weltweite Durchsetzbarkeit: Schiedsge­
richtsurteile sind weltweit durchsetzbar. 
Wenn Staaten Fälle verlieren und sich wei­
gern, Entschädigungen zu zahlen, können 
Investoren Vermögenswerte des verurteil­
ten Staats in anderen Ländern konfiszie­
ren lassen.
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Zudem stellt die Klage der AET einen gefähr­
lichen Präzedenzfall dar, der andere inter­
national operierende Unternehmen dazu 
veranlassen könnte, ebenfalls gegen den 
deutschen Kohleausstieg vor ein Schiedsge­
richt zu ziehen. Insgesamt 15 derzeit in Betrieb 
befindliche Kohlekraftwerke in Deutschland 
sind mehrheitlich in Besitz von ausländischen 
Eigentümern, darunter neun Steinkohlekraft­
werke.17 Eine erfolgreiche Klage der AET könn­
te somit eine Reihe weiterer Klagen gegen 
den Kohleausstieg nach sich ziehen.

Insbesondere in Zeiten von knappen öffent­
lichen Kassen hat diese Klage das Potenzial, 
die dringend notwendige Umsetzung des 
Kohleausstiegs zu gefährden. Eine klimapoli­
tisch unbedingt gebotene Maßnahme könnte 
möglicherweise so verteuert werden, dass sie 
politisch angreifbar oder ihre Umsetzung ver­
zögert wird. Das davon ausgehende Signal für 
die Energiewende wäre verheerend.

Doch auch über Deutschland hinaus kann 
eine solche Klage – selbst wenn sie am Ende 
nicht erfolgreich sein sollte – zu Kollateral­
schäden führen. Denn sie schürt Zweifel, ob 
das hier gewählte Ausschreibungsmodell, 
das aus wissenschaftlicher Sicht als beson­
ders effizient bewertet wird,18 als Vorbild für 
andere Staaten dienen kann. Eine solche Ver­
unsicherung und die möglicherweise daraus 
folgende Lähmung der Energiewende wären 
angesichts der sich beschleunigenden Klima­
krise fatal. 

Zudem könnte dies dazu führen, dass Staa­
ten fossile Investoren von vornherein groß­
zügiger entschädigen, um das Klagerisiko zu 
minimieren, so wie dies Deutschland beim 
Braunkohleausstieg bereits getan hat: Im Ge­
genzug für einen Klageverzicht der Kohleun­
ternehmen, zahlte die Bundesregierung eine 
hohe Entschädigung.19 Somit fließt Geld, das 
für zukunftsgerichtete Ausgaben dringend 
gebraucht wird, stattdessen in die Kassen von 
fossilen Investoren.

Die Klage der AET ist eine von mehr als 1.400 
Schiedsgerichtsklagen, die Investoren weltweit 
gegen Staaten eingereicht haben. Dabei do­
minieren Klagen, die von Unternehmen im Öl­, 
Gas­, Energie­ und Bergbausektor angestrengt 
wurden ­ Wirtschaftsbereiche, die besonders 
gravierende Auswirkungen auf Klimawandel, 
Menschenrechte und die Umwelt haben. 

Eine Reihe von Schiedsgerichtsklagen haben 
klimapolitische Maßnahmen direkt angegrif­
fen. Besonders prominent dabei waren die 
letztlich erfolglosen Verfahren von RWE und 
Uniper gegen den niederländischen Kohle­
ausstieg. Die Klage Unipers wurde nach der 
Verstaatlichung des Unternehmens auf Drän­
gen der Bundesregierung eingestellt. RWE 
gab auf, nachdem deutsche Gerichte die Ver­
fahren für unzulässig erklärt hatten. Umso 
fataler wäre das Signal, das von einer erfolg­
reichen Klage der AET ausgehen würde.
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Fazit: energiewende nicht den  
Schiedsgerichten überlassen
Die Klage der AET ist ein Beispiel für den An-
spruch von Investoren, für die notwendige 
Stilllegung ihrer fossilen Investitionen, voll-
ständig aus öffentlichen Mitteln entschädigt 
zu werden. Damit soll das unternehmeri­
sche Risiko, das mit Investitionen in fossile 
Infrastruktur in Zeiten der Klimakrise einher­
geht, von Steuerzahler*innen getragen wer­
den. Der Versuch der AET, eine vollständige 
Entschädigung für eine unrealistisch lange 
Laufzeit zu erstreiten, ist ein Beispiel für die 
Möglichkeit, dass Unternehmen sich durch 
Schiedsgerichtsklagen an öffentlichen Mit­
teln zu bereichern.

Die Klage der AET schafft Verunsicherung 
über den Ausstieg aus der Kohleverbren­
nung und könnte, sollte sie erfolgreich sein, 
die Kosten des Kohleausstiegs erheblich 
erhöhen, auch über den deutschen Kon­
text hinaus. Als öffentliches Unternehmen 
trägt die AET eine besondere Verantwor­
tung und sie schmückt sich damit, zu einem 

klimaneutralen Energie system beizutragen. 
Die Schiedsklage gegen den deutschen Koh­
leausstieg steht in einem eklatanten Wider­
spruch dazu und sollte deshalb von der AET 
umgehend fallen gelassen werden.

Staaten sollten diesen Fall zum Anlass neh­
men, umgehend einen Ausstieg aus dem 
Investitionsschutzsystem einzuleiten, das 
diese Klage ermöglicht. Deutschland und die 
EU haben mit ihrem Rückzug aus dem Ener­
giecharta­Vertrag einen ersten Schritt hierzu 
gemacht. Dem sollte die Schweiz dringend 
folgen. Doch über den ECT gibt es dringen­
den Handlungsbedarf, denn Deutschland 
und die Schweiz sind die weltweiten Spit­
zenreiter beim Abschluss von Investitions­
schutzabkommen. In beiden Ländern bedarf 
es deshalb einer Initiative, die bestehenden 
Abkommen zu kündigen und den Abschluss 
neuer Abkommen zu verhindern, um Klagen 
gegen die Energiewende und andere wichti­
ge Politikfelder in Zukunft auszuschließen.
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lobbyregister.bundestag.de/media/d4/b1/306400/
TKL-Pruefbericht-2023.pdf.
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